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Die bundesweiten Corona-Maßnahmen 
sind Geschichte. Von diesem samstag 
an  gelten nach drei Jahren erstmals kei-
ne bundesweiten Beschränkungen mehr 
im Zusammenhang mit der Corona-Kri-
se. Bis zuletzt waren Besucher in Kran-
kenhäusern und Pflegeheimen noch ver-
pflichtet, eine FFP2-Maske zu tragen; 
dasselbe galt für Patienten sowie Besu-
cher in Arztpraxen und Dialyseeinrich-
tungen. nun sind auch diese Regeln 
weggefallen, jedenfalls vonseiten des 
staates. Krankenhausbetreiber und Ärz-
te können im Rahmen des Hausrechts 
jedoch weiterhin verlangen, dass Besu-
cher sich eine Maske aufsetzen.

Wie viele einrichtungen davon 
Gebrauch machen werden, ist offen. Der 
Chef der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung, Andreas Gassen, sagte der 
Deutschen Presse-Agentur, dass Arzt-
praxen das Masketragen „natürlich“ im 
Rahmen des Hausrechts regeln könnten. 
es sei aber gut, dass es bald keine auto-
matische Pflicht mehr gebe und das 
Prinzip der eigenverantwortung wieder 
gelte. Der Chef der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft, Gerald Gaß, betonte, 
dass Krankenhäuser es gewohnt seien, 
„auch unabhängig von Corona zum 
schutz ihrer Patienten Hygienemaßnah-
men festzulegen“. 

Mit dem ende der letzten Maßnah-
men sieht Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (sPD) die Corona-Kri-
se als beendet an. Betrachte man den 
stand etwa bei Virusvarianten, impfun-
gen und Klinikfällen, könne man sagen, 
dass die Pandemie in Deutschland zu 
einem ende gekommen sei, sagte Lau-

terbach. „Wir haben in Deutschland die 
Pandemie erfolgreich bewältigt und 
auch mit einer guten Bilanz.“

noch ist allerdings offen, wie es  mit 
der Finanzierung der impfungen weiter-
geht. Lauterbach zeigte sich enttäuscht, 
dass sich die selbstverwaltung aus Kran-
kenkassen und Ärzten zunächst nicht 
auf den künftigen Preis zur Kosten-
erstattung geeinigt hätte.  Klarheit gibt 
es bereits in Bayern und niedersachsen. 
Dort bleibt die Corona-impfung Kas-
senleistung, Krankenkassen und  kassen-
ärztliche Vereinigungen  einigten sich 
am Donnerstag auf einen Kompromiss. 

 „Die Corona-Pandemie hat uns allen 
in den vergangenen drei Jahren sehr 
viel abverlangt“, sagte die Ministerprä-
sidentin von Rheinland-Pfalz, Malu 
Dreyer (sPD). „Jetzt gilt es, den Blick 
nach vorne zu richten und die Lehren 
aus der Pandemie zu ziehen, um auf 
künftige Krisen noch besser vorberei-
tet zu sein.“ Kassenärzte-Chef Andreas 
Gassen hat die Befürchtung geäußert, 
dass die möglicherweise gemachten 
Fehler in der Pandemie nicht aufge-
arbeitet werden. es sei nun dringend 
nötig, alle Maßnahmen genau auf ihre 
Wirksamkeit hin zu untersuchen, sagte 
Gassen dem  „Redaktionsnetzwerk 
Deutschland“. Mit den langen schul-
schließungen habe man sich „an unse-
ren Kindern versündigt“, so Gassen. 
Der Vorsitzende der ständigen impf-
kommission, thomas Mertens, unter-
stützte das ende der staatlichen Maß-
nahmen. „Das ist jetzt im Augenblick 
sicher der richtige Moment“, sagte 
Mertens der ARD. kbb.

Nach drei Jahren sind die 
Corona-Maßnahmen vorüber
Von samstag an  keine bundesweite Maskenpflicht 
mehr / Lauterbach: Pandemie ist zu ende

mawy. BeRLin. Die Unionsfraktion 
hat Bundesinnenministerin nancy Fae-
ser (sPD) in der Diskussion über die 
Kosten für die Unterbringung und Ver-
sorgung von Flüchtlingen kritisiert. 
Faeser lasse „die Kommunen und damit 
die Menschen vor Ort im stich“, sagte 
der innenpolitische sprecher der Frak-
tion, Alexander throm (CDU), der 
F.A.Z. „Weder begrenzt sie die illegale 
Migration, noch hilft sie den Kommu-
nen bei der Bewältigung dieser Migra-
tionskrise.“ Auch tübingens Oberbür-
germeister Boris Palmer hatte der Bun-
desregierung tatenlosigkeit vorgewor-
fen. Der Deutsche städtetag forderte 
mehr finanzielle Unterstützung.

Faeser hatte zuvor geäußert, sie kön-
ne Forderungen der Kommunen nach 
mehr Geld vom Bund für die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen und Migranten 
derzeit nicht nachvollziehen. Der Bund 
habe 2022 schon 4,4 Milliarden euro 
zur Verfügung gestellt und sozialleis-
tungen für Flüchtlinge aus der Ukraine 

übernommen. Zudem habe er Ländern 
und Kommunen frühzeitig 2,75 Milliar-
den euro an zusätzlicher Unterstützung 
zugesagt. Faeser verwies auf einen 
Bund-Länder-Gipfel mit Kanzler Olaf 
scholz (sPD), bei dem am 10. Mai über 
die Flüchtlingskosten beraten werden 
soll. „Wenn die Bundesinnenministerin 
meint, die Kommunen hätten doch kei-
ne Probleme und könnten noch gar 
nicht wissen, was noch alles auf sie 
zukommt, dann fühle ich mich wirklich 
nicht ernst genommen und fast schon 
veralbert“, hatte Palmer dazu gesagt.

throm verwies auf den Migrations-
gipfel, den  seine Fraktion mit mehr als 
200 Bürgermeistern und Landräten in 
Berlin veranstaltet hat. Die Klagen sei-
en eindeutig gewesen: es fehle an kurz-
fristigen Unterbringungsmöglichkei-
ten, an langfristig nutzbarem Wohn-
raum und an schul- und Kita-Plätzen. 
„Anstatt gemeinsam nach Lösungen zu 
suchen, nimmt die innenministerin die 
nöte der Kommunen nicht ernst.“ 

„Faeser nimmt Nöte nicht ernst“
Kritik an innenministerin wegen Flüchtlingskosten

Der Bundestag beschloss vor drei Jahren, 
dass ein zentrales Register kommen soll, 
in dem Bürger ihren Willen zur Organ -
entnahme hinterlegen können. eigentlich 
hätte das Register am 1. März 2022 an den 
start gehen sollen, doch daraus wurde 
nichts. Befürworter argumentieren, das 
Register werde dazu beitragen, dass häufi-
ger als bislang ein dokumentierter Wille 
vorliegt, auf den ausgewählte Ärzte in den 
entnahmekliniken zurückgreifen können.  
Kritiker des Registers verweisen auf ande-
re Länder mit einer ähnlichen einrich-
tung, in denen sich nur ein Bruchteil der 
Bevölkerung eingetragen hat. Auch halten 
sie den geplanten Registrierungsvorgang 
in Deutschland für viel zu kompliziert. Die 
Kommunen indes lehnen den ursprüngli-
chen Plan, dass die Bürger sich auch in 
den Bürgerämtern ins Register eintragen 
können, mit Verweis auf die Überlastung 
ihrer Mitarbeiter ab. Das zuständige Bun-
desinstitut für Arzneimittel und Medizin-
produkte teilt mit, die Verzögerung sei auf 
die Komplexität des Projekts zurückzu-
führen. seinen Betrieb soll das Register  
im ersten Quartal 2024 aufnehmen. 

■ Inwiefern hat Corona  die Situation in 
den Kliniken verändert? 

Die Corona-Pandemie hat die Arbeit in 
den entnahmekrankenhäusern  vorüber-
gehend negativ beeinflusst. im ersten 
Quartal des vergangenen Jahres brachen 
die spenderzahlen teils um fast ein Drit-
tel ein – fehlendes Personal auf den sta-
tionen sowie eine vorübergehende Unsi-
cherheit, inwiefern eine Corona-infek-
tion die Organentnahme erschwert, 
waren einige der Gründe. insgesamt aber 
hat die Pandemie die Kliniken bei der 
erkennung möglicher spender nicht 
dauerhaft beeinträchtigt. Jedes entnah-

mekrankenhaus muss, wenn es einen 
möglichen spender erkannt hat, früh 
Kontakt zur DsO aufnehmen, die den 
gesamten Prozess medizinisch begleitet. 
Die Zahl der Kontakte zwischen Kliniken 
und stiftung stieg seit 2017 jedes Jahr – 
auch über die Corona-Jahre hinweg. Dass 
im Zuge der politischen Debatte vor drei 
Jahren beschlossen wurde, den Kranken-
häusern mehr Geld für transplantations-
beauftragte  zu geben, hat zu der entwick-
lung sicher beigetragen.

■ Kommt die Organspende nach Herz-
Kreislauf-Stillstand? 

Organe dürfen in Deutschland nur Ver-
storbenen entnommen werden, bei denen 
ein irreversibler Hirnfunktionsausfall 
vorliegt. in 17 europäischen Ländern – 
unter anderem in den niederlanden, 
Großbritannien, Frankreich, der schweiz, 
Österreich und spanien – ist eine Organ-
entnahme auch nach Herz-Kreislauf-tod 
erlaubt. in der Regel handelt es sich um 
Patienten auf der intensivstation, bei 
denen abzusehen ist, dass therapien aus-
sichtslos sind, und die festgelegt haben, 
dass sie keine lebensverlängernden Maß-
nahmen wünschen. Hört bei einem sol-
chen Patienten das Herz auf zu schlagen, 
wird der tod nach einer geringfügigen 
Wartezeit festgestellt –  in der schweiz 
beträgt sie mindestens fünf Minuten –  
und Organe werden dann unmittelbar 

entnommen. im Bundesgesundheitsmi-
nisterium gibt es derzeit allerdings keine 
Pläne, die Organspende nach Herz-Kreis-
lauf-stillstand einzuführen. selbst eine 
zehnminütige Wartezeit lasse „nicht den 
sicheren schluss“ auf den irreversiblen 
Ausfall der Hirnfunktionen zu, sagt eine 
sprecherin. Die Deutsche interdisziplinä-
re Vereinigung für intensiv- und notfall-
medizin lässt wissen, sie diskutiere inner-
halb der medizinischen Professionen und 
unter einbezug von Medizinethikern und 
Juristen über das thema. Die absehbaren 
Auswirkungen auf die Anzahl der Organ-
spenden könne man mit Blick in das nahe 
Ausland leicht sehen: so würden auf 
schweizerischen intensivstationen mitt-
lerweile mehr als die Hälfte aller spenden 
nach kontrolliertem Herz-Kreislauf-still-
stand realisiert.

■ Sind mehr Lebendspenden möglich? 
Das Gesundheitsministerium prüft der-
zeit die Voraussetzungen einer novellie-
rung der Lebendspende, vor allem mit 
Blick auf die einführung der sogenann-
ten Überkreuz- oder  Cross-over-Le-
bendspende bei nieren. Bislang ist in 
Deutschland die Lebendspende nur 
erlaubt, wenn sich spender und emp-
fänger sehr nahe stehen, also zum Bei-
spiel zwischen ehepaaren, in eingetra-
genen Lebenspartnerschaften oder zwi-
schen nahen Verwandten. Da für den 
erfolg einer nierentransplantation 
jedoch bestimmte Gewebemerkmale 
übereinstimmen müssen, ist die nahe-
stehende Person unter Umständen kein 
geeigneter spender. Deshalb bietet sich 
eine Art tausch an: Bei der Überkreuz-
spende geht die niere vom spender 
nicht an die eigentlich vorgesehene Per-
son, sondern „über Kreuz“ an einen pas-
senden empfänger eines zweiten Paa-
res, das untereinander ebenfalls nicht 
kompatibel ist. im Gegenzug spendet 
der spender des zweiten Paares seine 
niere dem empfänger des ersten Paares. 
solche Kombinationen können auch 
mehr als zwei Paare einschließen, was 
als Kettenspende bezeichnet wird. Laut 
Ministerium liegen Prognosen, wie viele 
zusätzliche spendernieren das für 
Deutschland bedeuten könnte, nicht 
vor. in den niederlanden, das eine  libe-
rale Regelung hat, werden viermal so 
viele nierenlebendspenden realisiert 
wie in Deutschland.

■ wie kann die zahl der verfügbaren 
Organe noch gesteigert werden? 

Fachleute erhoffen sich durch moderne 
technik eine steigerung der zur Verfü-
gung stehenden Organe – ohne dass dafür 
die Zahl der spender steigen muss. Bei 
der sogenannten Maschinenperfusion 
werden die Organe nach der entnahme 
außerhalb des Körpers durchblutet, um 
Gewebeschäden etwa während des trans-
ports zu verhindern. Dies schafft  ganz 
neue Möglichkeiten: spenderorgane kön-
nen auf diese Weise umfassend unter-
sucht werden, sodass auch solche genutzt 
werden könnten, die etwa aufgrund des 
Gesundheitszustands des spenders ver-
worfen worden wären – aber sich nach 
entsprechender Diagnostik doch als nutz-
bar erweisen. Außerdem ist es durch die 
Maschinenperfusion möglich, Organe zu 
behandeln, etwa um sie bei infektionen 
zu therapieren. Während es in einigen 
Ländern wie den niederlanden schon 
„Organ Care and Repair Centers“ gibt, in 
denen spenderorgane durchblutet und 
untersucht werden, hinkt Deutschland 
hinterher. Als erstes soll die Maschinen-
perfusion hierzulande flächendeckend für 
nieren etabliert werden. 

■ Könnten tierische Organe helfen? 
Die sogenannte Xenotransplantation, 
also die Übertragung tierischer Organe, 
könnte das Organspendewesen grundle-
gend reformieren. Als spender kommen 
insbesondere schweine in Betracht. im 
Jahr 2022 erhielt ein Amerikaner als ers-
tes ein Herz von einem genveränderten 
schwein, doch er starb innerhalb von zwei 
Monaten. Problematisch ist, dass durch 
die Organspende bestimmte Viren vom 
schwein auf den Menschen übertragen 
werden können, wie kürzlich das Paul-
ehrlich-institut nachwies. Durch Gen-
technik könnten jedoch die entsprechen-
den Virusgene aus dem erbgut der ver-
wendeten schweine entfernt werden. in 
Deutschland müsste  der Gesetzesrahmen 
geändert werden, um Xenotransplanta-
tionen zu erlauben. 

■ warum sind die Organspendezahlen 
so niedrig? 

Bei der Organspende in Deutschland gibt 
es seit Jahren ein Missverhältnis. Zuletzt 
standen etwa 8500 Patienten bundesweit 
auf der Warteliste für ein spenderorgan, 
doch im vergangenen Jahr ging die Zahl 
der spender um knapp sieben Prozent auf 
869 Personen zurück. Weil jeder von 
ihnen im schnitt drei Organe spendete,  
konnte immerhin 2695 Patienten ein 
spenderorgan eingesetzt werden. eine 
Organspende ist in Deutschland nur mög-
lich, wenn der unumkehrbare Ausfall der 
Hirnfunktionen eines Menschen festge-
stellt wird – eine aufwendige medizinische 
Diagnostik auf der intensivstation ist 
dafür nötig, doch nicht immer leiten Ärzte 
diese in die Wege. in der Krankenhaus-
praxis fallen etliche Patienten mit Hirn-
funktionsausfall aus medizinischen Grün-
den als Organspender aus, etwa weil sie 
eine zusätzliche erkrankung haben oder 
vor der Organentnahme einen Herz-
Kreislauf-stillstand erleiden. Übrig blei-
ben jene, bei denen die medizinischen 
Voraussetzungen für eine Organentnah-
me erfüllt sind. Doch in einigen Hundert 
Fällen scheitert der eingriff  an einer feh-
lenden Zustimmung.

■ welche Rolle spielen  Angehörige?
Familienmitglieder werden in der Regel 
vor jeder geplanten Organentnahme hin-
zugezogen. ihnen kommt eine herausra-
gende Bedeutung zu, wenn die potentiel-
len spender ihren Willen nicht schriftlich 
dokumentiert haben – nur bei etwa jedem 
siebten spender finden die Ärzte eine Wil-
lenserklärung vor.  Dann entscheiden 
Familienmitglieder – entweder nach dem 
mutmaßlichen Willen des Verstorbenen 
oder aus eigener Überzeugung heraus. in 
vielen Fällen lehnen Angehörige eine 
Organentnahme ab. Aus sicht der Deut-
schen stiftung Organtransplantation 
(DsO), die jede entnahme begleitet, wür-
de eine umfassendere Dokumentation des 
Patientenwillens  den Medizinern die 
Arbeit erleichtern.  Die Organisation stützt 
sich auf Umfragen, denen zufolge bis zu 86 
Prozent der Deutschen der Organspende 
grundsätzlich positiv gegenüberstehen. 
Der medizinische Vorstand der DsO, Axel 
Rahmel, spricht sich wie Bundesgesund-
heitsminister Karl Lauterbach (sPD) für 
einen politischen Paradigmenwechsel aus, 
die sogenannte Widerspruchslösung.

■ Hätte die widerspruchslösung jetzt 
politisch eine Chance? 

Bei der Widerspruchslösung, die in vielen 
Ländern europas gilt,  wird die Organ-
spende grundsätzlich erwogen, wenn der 
Verstorbene zu Lebzeiten keinen Wider-
spruch eingelegt hat – wobei die Angehö-
rigen auch in diesem Fall eine entschei-
dende Rolle spielen.  im Januar 2020, kurz 
vor dem Beginn der Corona-Pandemie, 
scheiterte in Deutschland der Versuch 
mehrerer Politiker – unter ihnen der 
damalige Gesundheitsminister Jens 
spahn (CDU) –, eine Widerspruchslösung  
einzuführen. im Bundestag stimmten 379 
Abgeordnete gegen die Vorlage, nur 292 
waren dafür. spahns nachfolger Karl Lau-
terbach (sPD) will nun einen neuen 
Anlauf wagen. Die gegenwärtige Rege-
lung sei „gescheitert“, argumentiert er. 
Bayern plant, die Widerspruchslösung 
über eine  Bundesratsinitiative einzubrin-
gen. Ob sich im aktuellen Bundestag eine 
Mehrheit für eine Widerspruchslösung 
findet, ist schwer vorherzusagen – schon 
vor gut drei Jahren entschied das Parla-
ment nicht entlang der Fraktionslinien, 
sondern es machte die Abstimmung zur 
Gewissensentscheidung jedes einzelnen 
Parlamentariers. Das wäre bei einem neu-
en Anlauf zur einführung der Wider-
spruchslösung wohl nicht anders. 

■ wann ist das zentrale 
Organspenderegister fertig?

Die Zahlen bei der 
Organspende gehen 
zurück, obwohl der 
Bedarf in Deutschland 
längst nicht gedeckt 
werden kann.  Welche 
Optionen  gibt es?

 Es fehlt an Herzen, Lebern, Nieren

Lungenentnahme in Suresnes bei Paris: Anders als in Deutschland ist in 
Frankreich die Organentnahme auch nach Herzkreislauftod erlaubt. Foto AFP

Von Kim Björn Becker, 
Hinnerk Feldwisch-
Drentrup und
 Eva Schläfer

Chinesische Kriegsschiffe 
in der Nähe von Taiwan
nach dem treffen der taiwanischen 
Präsidentin tsai ing-wen mit dem Vor-
sitzenden des Us-Repräsentantenhau-
ses, Kevin McCarthy, hat China am 
zweiten tag in Folge Kriegsschiffe in 
die nähe von taiwan geschickt. Drei 
Kriegsschiffe seien durch die Gewässer 
um die insel gefahren, teilte taiwans 
Verteidigungsministerium am Freitag 
mit. China verhängte zudem sank -
tionen gegen taiwans De-facto-Bot-
schafterin in den UsA, Hsiao Bi-khim, 
und untersagte ihr die einreise nach 
China. Peking warf ihr vor, „absichtlich 
die Konfrontation“ geschürt zu haben. 
Das chinesische Außenministerium gab 
au ßerdem sanktionen gegen die Ro -
nald-Reagan-Präsidentenbibliothek be -
kannt. Dort hatten sich tsai und 
McCarthy am Mittwoch (Ortszeit) ge -
troffen. Die einrichtung habe tsais en -
gagement für Aktivitäten des „tai wa -
nischen separatismus“ erleichtert, be -
gründete Peking die sanktionen. AFP

6000 Straftaten mit Bezug 
zu Ukrainekrieg
im Zusammenhang mit dem Ukraine-
krieg sind seit Beginn des russischen 
Angriffs etwa 6000 straftaten in 
Deutschland registriert worden. Das 
berichtet die „neue Osnabrücker Zei-
tung“ unter Berufung auf das Bundes-
kriminalamt. es handele sich unter an -
derem um sachbeschädigung oder  Be -
drohung, aber auch um körperliche 
Übergriffe. in den ersten beiden 
Kriegswochen habe sich ein Großteil 
dieser taten gegen Russland gerichtet. 
Doch in den vergangenen Monaten 
überwögen die straftaten mit einer 
„antiukrainischen intention“. epd

Korrektur
Bei den nuklear bestückbaren sowje -
tischen  Raketen des typs ss-20  handelt 
es sich um Mittelstreckenraketen. in 
der Donnerstagsausgabe der F.A.Z. 
wurde die Reichweite falsch ange -
geben.  F.A.Z.

Wichtiges in Kürze
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